Weiterbildung vor dem Zusammenbruch?

Stand: Mitte März 2003

Vorbemerkung

Im folgenden will ich die politischen Entscheidungen der Bundesregierung und der Bundesanstalt für Arbeit (BA) darstellen und in ihrer Wirkung auf die Strukturen der Weiterbildung und der (potentiellen) TeilnehmerInnen darstellen. Dabei geht es zum Teil um den Bericht der Hartz-Kommission und der sog. Hartz-Gesetze 1 und 2; es geht nicht um eine generelle Darstellung und Kritik der Vorschläge der Hartz-Kommission; das wäre eine andere Diskussion mit anderen Schwerpunkten und Sichtweisen.

Bei der Darstellung stoßen wir leider auf das Problem, dass die Regelungen und Vorschriften der Arbeitsmarktpolitik ausgesprochen kompliziert sind, was uns ja auch in der öffentlichen Diskussion etliche Schwierigkeiten bereitet. Trotzdem kommen wir um die Mühe des Analysierens und Nachvollziehens der einzelnen Mechanismen nicht herum.

Diese Mühe müssen wir uns auch machen, weil die Auswirkungen primär auf der regionalen und lokalen Ebene festzustellen sind und dort auch politisch kritisiert werden müssen. Dazu bedarf es aber einer genauen Analyse und Einschätzung der Politik des jeweiligen Arbeitsamtes sowie (auf Grund der häufigen Mischfinanzierung bzw. der Ergänzung mit anderen Arbeitsmarktprogrammen) der Kommune.

Zur Argumentation:

Ich werde die Veränderungen der Rahmenbedingungen der SGB III-geförderten Weiterbildung in drei Argumentationsschritten darstellen:

1. Veränderung der Zielsetzung der aktiven Arbeitsmarktpolitik

2. Haushaltssituation der BA

3. Veränderungen in der Vergabepolitik

1. Veränderung der Zielsetzung der aktiven Arbeitsmarktpolitik

Mit der Diskussion um die Veränderung der Arbeitsmarktpolitik wurde sowohl von Seiten der Bundesregierung, vor allem aber von Repräsentanten der BA, eine bislang schon schleichende Veränderung der Zielsetzung der aktiven Arbeitsmarktpolitik vorgenommen. 

Einziges und ausschließliches Ziel aller Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik ist jetzt die Integration in den ersten Arbeitsmarkt. Dieses Ziel war (natürlich) schon immer Ziel der Arbeitsmarktpolitik; aber in einem schleichenden Prozeß von Umwandlung des (1969 verabschiedeten) Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) über das Arbeitsförderungsreformgesetz (AFRG) vom 1.4.1997 zum Sozialgesetzbuch  III vom 1.1.1998 und weiter mit dem sog. Job-AQTIF-Gesetz vom 1.1.2002 wurde die Zielsetzung reduziert und verengt auf das alleinige Ziel der Integration in den ersten Arbeitsmarkt.

§ 1 des ‚alten‘ AFG lautet:

„Die Maßnahmen nach diesem Gesetz sind im Rahmen der Sozial- und Wirtschaftspolitik der Bundesregierung darauf auszurichten, daß ein hoher Beschäftigungsstand erzielt und aufrechterhalten, die Beschäftigungsstruktur ständig verbessert und aufrechterhalten und damit das Wachstum der Wirtschaft gefördert wird.“

Und im § 2 AFG heißt es:

„Die Maßnahmen nach diesem Gesetz haben insbesondere dazu beigetragen, dass

1. weder Arbeitslosigkeit und unterwertige Beschäftigung noch ein Mangel an Arbeitskräften eintreten oder fortdauern,

2. ......

3. nachteilige Folgen, die sich für die Erwerbstätigen aus der technischen Entwicklung oder wirtschaftlichen Strukturwandlungen ergeben können, vermieden, ausgeglichen oder beseitigt werden,

4. ......

5. ......

6. ältere und andere Erwerbstätige, deren Unterbringung unter den üblichen Bedingungen des Arbeitsmarktes erschwert ist, beruflich eingegliedert werden,

7. die Struktur der Beschäftigung nach Gebieten und Wirtschaftszweigen verbessert wird

8.   . ....


(Hervorhebungen R.K.)

Das AFG hatte als einen Schwerpunkt die Bewältigung des Strukturwandels (und übrigens hier seine deutlichsten unbestrittenen Erfolge, was in der heutigen Diskussion völlig untergeht), und entsprechend wurden neben der Integration in den ersten Arbeitsmarkt als Zielsetzungen auch genannt

· der Erhalt der vorhandenen und der Aufbau neuer Qualifikationen,

· Erwerbslose ‚Arbeitsmarkt nah‘ zu qualifizieren, 

· die Arbeitsfähigkeit und die vorhandenen Qualifikationen zu erhalten, z.B mittels Beschäftigungsmaßnahme. 

Dem entsprach auch die Förderungspraxis nach dem AFG. Diesen sinnvollen Überlegungen lag die Einsicht zu Grunde, dass Arbeitslosigkeit Qualifikationen und Arbeitsfähigkeit belastet und mit zunehmender Dauer zerstört.

(Die ‚Arbeitsmarkt nahe‘ - Qualifizierung wurde übrigens mit der gewaltigen Ausweitung der Förderungspraxis in den neuen Bundesländern nach 1990 sehr bald als ‚qualifizieren auf Halde’ denunziert, ohne zu überlegen und zu prüfen, ob die Instrumente des AFG zur Bewältigung der spezifischen Arbeitsmarktprobleme in den neuen Bundesländern überhaupt geeignet sein können.)

Der Erfolg von Arbeitsmarktpolitischen Instrumenten wurde bislang mit der sog. Verbleibsquote begründet; damit wird (in der Regel) die Zahl derjenigen TeilnehmerInnen an Qualifizierungs- oder Beschäftigungsmaßnahmen erfaßt, die 6 Monate nach Maßnahme- bzw. Refinanzierungsende nicht mehr arbeitslos gemeldet sind und nicht im Leistungsbezug des Arbeitsamtes stehen.  

Im September / Oktober 2002 lagen neben den Daten zur Verbleibsquote erstmals auch Daten zur Integrationsquote vor. Hier wurde mittels Abgleich der Daten der Renten- und Krankenversicherungsträger der sozialversicherungspflichtige Status der ehemaligen TeilnehmerInnen an von der BA finanzierten Maßnahmen ermittelt. 

Die Integrationsquote lag natürlich unter der Verbleibsquote (im AA-Bezirk Hamburg etwa eine Differenz von 18%), was aber Insider und Experten nicht überraschen konnte; natürlich mündet eine Qualifizierungsmaßnahme nicht nur in ein abhängiges und sozialversicherungspflichtiges  Beschäftigungsverhältnis, sondern auch in Selbständigkeit oder Scheinselbständigkeit einschließlich aller Zwischenstufen. Aber in Zeiten, in denen die SGB III-geförderte Weiterbildung sozusagen unter Generalverdacht steht, wurde so der pauschale Verdacht der generellen Ineffektivität untermauert.

Drei Argumente müssen zur Beurteilung der Verbleibs- und Integrationsquote  

genannt werden:

1. Jede Stichtagsregelung weist immer eine gewisse Ungenauigkeit auf: 6 Monate nach Maßnahmeende können in einer normalen konjunkturellen Situation akzeptabel sein, in einer angespannten Situation aber nicht. Und ein frisch qualifizierter Bauarbeiter ist im Winterhalbjahr erheblich schlechter zu vermitteln als im Frühjahr oder Sommer, unabhängig von der jeweiligen Baukonjunktur.

2. Stichtagsbezogene Daten können nicht das Problem der Nachhaltigkeit einer Vermittlung erfassen. Bislang liegen für den Bereich der SGB III-geförderten Weiterbildung nur schmale Einzeluntersuchungen und Erfahrungswerte vor. Die Berufsförderungswerke dagegen haben den Verbleib ihrer Rehabilitanden schon lange systematisch untersucht. Das Ergebnis: kürzere Reha-Maßnahmen führen schneller zu einer Vermittlung, sind aber weniger nachhaltig, d.h. die Beschäftigung ist oftmals auch nur von einer begrenzten Dauer. 

Langfristige Qualifizierungsmaßnahmen – und das sind in der Regel Umschulungen – führen eher zu einem späteren Zeitpunkt zu einer dann aber auch nachhaltigeren Vermittlung und einer stabileren Beschäftigung mit deutlich längerer Dauer. Die höchste Vermittlungsquote liegt nach diesen Statistiken zwei bis drei Jahre nach der Umschulung. Die Qualität des vermittelten Arbeitsplatzes findet übrigens in den Statistiken der Arbeitsämter ebensowenig Berücksichtigung wie die Angemessenheit oder Nutzung der erworbenen Qualifikationen.

3. Die seit nunmehr mehreren Jahrzehnten andauernde Massenarbeitslosigkeit mit einem hohen Anteil an Langzeitarbeitslosen hat bereits zerstörerisch gewirkt, und bei bestimmten Erwerbslosengruppen sind die bereits erreichten Integrations- und Verbleibsquoten ein enormer Erfolg, sowohl arbeitsmarktpolitisch als auch sozialpolitisch, aber auch ganz einfach aus der Sicht der Betroffenen.

Auch dem Hintergrund der vorliegenden Statistiken und des o.g. Generalverdachts hat die BA entschieden, dass zukünftig nur Maßnahmen mit einer prognostizierten Verbleibsquote von mindestens 70% gefördert werden dürfen (BA- Rundbrief 102/2002 vom 23.12.2002, Seite 2), und das AA Hamburg legte gleich mit einer Integrationsquote von mindestens 50% ‚noch einen drauf‘. Dieses Ziel ist in bestimmten Berufsfeldern sowie mit bestimmten Zielgruppen definitiv nicht zu erreichen, es verkennt die Erfahrungen der Arbeitsmarktpolitik seit den 70er Jahren (dem Anfang der sich verfestigenden Massenarbeitslosigkeit) und grenzt ganze Gruppen von Erwerbslosen ganz einfach aus.

2. Haushaltssituation der Bundesanstalt für Arbeit 2003

Den Erfahrungen der Kohl-Regierung mit einer stark schwankenden, diskontinuierlichen und prozyklischen Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik begegnete die rot-grüne Bundesregierung mit einer begrenzten Ausweitung der Mittel (u.a. durch das Jugendsofortprogramm von 1998) und Stabilisierung des Bundeszuschusses zum Haushalt der BA.

Im Frühsommer 2002 allerdings – noch vor dem Bericht der Hartz-Kommission - begann sich ‚das Blatt zu wenden‘. Erste Signale wurden laut, dass es 2003 keinen Bundeszuschuß zum Haushalt der BA mehr geben würde; außerdem gab es zu dem Zeitpunkt erste Überlegungen, die sog. Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM) zukünftig nicht aus dem Haushalt des zuständigen Ministeriums sondern aus dem Haushalt der BA zu finanzieren, also der BA eine neue Belastung ‚aufzuladen‘. (Diese beiden Gesichtspunkte wurden auf unserer Veranstaltung am 28.8.2002 in Berlin als eine Bedrohung für 2003 genannt – leider haben sich unsere Befürchtungen bestätigt.)

Mit der Umsetzung des sog. Kernstücks der Vorschläge der Hartz-Kommission, der Einrichtung der Personal-Service-Agenturen (PSA), wurden die lokalen Arbeitsämter verpflichtet, Haushaltsansätze für die PSA in den Haushalt 2003 aufzunehmen.

Diese drei Faktoren führten zu einer deutlichen Reduzierung der Mittel, die für die einzelnen Posten der anderen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik zur Verfügung stehen. In zahlreichen Arbeitsämtern wurden gerade die größten Einzelposten, nämlich Förderung beruflicher Weiterbildung (FbW) und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM), drastisch gekürzt, oftmals um 20%. Da aber ein Teil der Haushaltsmittel für 2003 durch Entscheidungen im Jahr 2002 für Maßnahmen, deren Laufzeit weit in 2003 oder sogar 2004 reichten( ein völlig normaler und üblicher Vorgang ), bereits gebunden ist, wirken die Kürzungen verstärkt in Bezug auf 2003 neu beginnende Maßnahmen. Mit anderen Worten: bei einer üblichen Mittelbindung von knapp unter 50% wirken die Kürzungen praktisch doppelt. 

Eine Kürzung der Haushaltsmittel für die Förderung der beruflichen Weiterbildung um 20% bedeutet  somit faktisch eine Kürzung für neue Maßnahmen von 40%. Kürzungen in einer solche Größenordnung - und dann noch von heut auf morgen - kann aber kein Träger verkraften.

In allen Arbeitsamtsbezirken sind in der Regel im Dezember 2002 die sog. Eingliederungshaushalte (damit sind große Teile der Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik erfaßt) verabschiedet worden. Die Vorgaben und Eckpunkte sind dabei in allen Arbeitsamtsbezirken gleich. Um aber die Konsequenzen für die Weiterbildung vor Ort einschätzen zu können, müssen diese ermittelt (z.B. über die gewerkschaftlichen Vertreter in der Selbstverwaltung) und analysiert werden. In den einzelnen Haushalten der Arbeitsämter schlagen sich oftmals sehr unterschiedliche Ausprägungen der Arbeitsmarktpolitik vor Ort nieder.

Mittlerweile sind aber auch diese Haushalte, die auf dem beschlossenen Haushalt der BA beruhen, unter Druck geraten, denn durch die gestiegene Arbeitslosigkeit in den ersten beiden Monaten 2003 sind die Ausgaben für die Versicherungsleistung Arbeitslosengeld weit über Plan gestiegen. Und jede Ausweitung der Pflichtleistungen wie Arbeitslosengeld (Alg) drückt bei unverändertem Gesamthaushaltsvolumen auf den Eingliederungshaushalt und damit die Finanzmittel der Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik.

Für diese Schwankungen bei den Pflichtleistungen ist eigentlich der Bundeszuschuß zum BA-Haushalt vorgesehen. Der Vorstand der BA hat aber in diesem Frühjahr den Verzicht auf den Bundeszuschuß zu einer ‚geschäftspolitischen Zielsetzung der BA’ erklärt – eine angesichts steigender Erwerbslosenzahlen unverantwortliche Entscheidung. Damit ist nicht einmal mehr sicher, ob die in den Arbeitsämtern geplanten (und im Volumen deutlich verringerten) Weiterbildungsmaßnahmen überhaupt durchgeführt werden können. Es drohen über die auf Grund der genannten Mechanismen reduzierten Weiterbildungsmaßnahmen weitere Kürzungen und Einschränkungen.

3. Veränderungen in der Vergabepolitik

Hier sind wiederum verschiedene in einander greifende Regelungen bzw. Vorschriften zu nennen:

Mit den Hartz-Gesetzen wurde der Bildungsgutschein eingeführt. Ab Anfang Januar 2003 konnte er von den Ämtern genutzt werden, ab 1.3.2003 ist er verbindlich.

Jeder Arbeitslose, dem eine Qualifizierungsmaßnahme empfohlen wird, erhält jetzt einen Bildungsgutschein, auf dem das Qualifizierungsziel, Ort bzw. Region, Qualifizierungs- und Geltungsdauer sowie der Kostensatz angegeben sind, und damit soll er dann sich auf dem Markt eine Weiterbildungsmöglichkeit suchen. Dass das nicht so einfach funktionieren kann, 

ist offensichtlich:

1. Der Bildungsmarkt ist ausgesprochen unübersichtlich und intransparent; sich dort zurecht zu finden und sich gar zu orientieren, ist schon eine Leistung für sich.

2. Der Bildungsgutschein verschärft die ohnehin schon drastische, manchmal brachiale Konkurrenz zwischen den Bildungsträgern.

3. Mit dem Bildungsgutschein werden unseriöse Bildungsträger mit unseriösen Akquisitionsmethoden geradezu ermutigt.

4. Und schließlich: Mit dem Bildungsgutschein wird das zentrale Strukturmoment der gesamten Bildung verändert; von der Angebotsorientierung wird umgestellt auf eine Nachfrageorientierung. Auch wenn das in einigen europäischen Nachbarländern recht gut läuft, so funktioniert es offensichtlich deshalb, weil es dort eine lange Tradition von Bildungsgutscheinen gibt und der Umgang mit Bildungsgutscheinen in eine kulturelle Tradition eingebettet ist. In der Bundesrepublik ist der Bildungsgutschein für einen ganzen Bildungsbereich neu, und es sind ausgerechnet die Erwerbslosen, die hier die Umstellung vollziehen sollen. 

Selbst die BA geht davon aus, dass längst nicht alle ausgegebenen Bildungsgutscheine eingelöst werden. Der damit (sozusagen nicht direkt selbst verantwortete) weitere Einsparungseffekt wird dankend in Kauf genommen.

Darüber hinaus zielt das Beispiel Bildungsgutschein auch auf andere Bildungsbereiche und soll dort ein Motor weiterer Privatisierungen sein.

In den Arbeitsämtern wird die Vergabe von Bildungsgutscheinen über sogenannte Teilnehmermonate gesteuert. Jeder Vermittler erhält nach einem Schlüssel ein bestimmte Anzahl von Teilnehmermonaten für Qualifizierungsmaßnahmen; er entscheidet dann selbst, wer eine kurzfristige und wer eine längere Qualifizierung erhält. Dabei gilt aber weiterhin das Kriterium der Integration in den ersten Arbeitsmarkt. Im nachhinein kann dann geprüft werden, ob die empfohlene Qualifizierung zu einer Vermittlung geführt hat, wobei dann die Entscheidung gegen eine Qualifizierung weniger Nachfragen usw. erwarten läßt als eine positive, die aber nicht unmittelbar nach Maßnahmeende zu einer Arbeitsaufnahme geführt hat. 

Und wenn dieser Mechanismus perspektivisch zu einer Beurteilung der Tätigkeit des Vermittlers führt und möglicherweise später zu einem Kriterium eines leistungsorientiertem Verfügungsanteils wird, dann wird die Zurückhaltung bei der Ausgabe von Bildungsgutscheinen zu einen (einkalkuliertem) Teil von weiteren Reduzierungen in der 

Weiterbildung führen.

Mit Datum vom 23.12.2003 hat die BA ‚Bundesweite Durchschnittskosten und Durchschnittsdauer (B-DKS) zur Beurteilung der Angemessenheit der Lehrgangskosten gem.  § 85 (1) Nr. 4 SGB III neu’ herausgegeben. Damit werden schlicht und einfach bundesweite Richtwerte etabliert, die allein deshalb, weil sie aus den bestehenden  Richtwerten der Landesarbeitsämter ermittelt wurden, in zahlreichen Arbeitsamtsbezirken zu einem zusätzlichen (!) massiven Druck auf die Lehrgangskosten führt. Inwieweit diese Richtwerte schon konsequent umgesetzt werden, ist zur Zeit nicht zu übersehen; absehbar ist aber bereits ein weiterer Kostendruck unter Verweis auf die ‚Bundesweiten Durchschnittskosten’. 

In den LAA-Bezirken mit Richtwerten unterhalb der bundesweiten Durchschnittskosten darf der jeweilige Richtwert um 10% mit Sonderbegründung überschritten werden, aber keineswegs darüber und auch nicht über die bundesweiten Durchschnittskosten hinaus. In den anderen LAA-Bezirken wird bereits kräftig gedrückt, sprich nachverhandelt, was in der Regel kein Verhandeln, sondern ein Nachgeben auf den Druck durch die Arbeitsverwaltung bedeutet.

Bewertung und Konsequenzen:

Diese Aufzählung der politischen Entscheidungen und veränderten Regelungen für die SGB III-geförderte Weiterbildung erhebt keineswegs den Anspruch auf Vollständigkeit. Im Gegenteil mussten wir in den letzten Monaten beinahe täglich neue Hiobs-Botschaften verkraften. Und ich bin mir keineswegs sicher, am Ende der berühmten Fahnenstange angelangt zu sein. Allerdings können wir erste Reaktionen auf die schon gelaufenen Proteste bei den politischen Entscheidungsträgern feststellen (z.B. Der Spiegel 13/2003, S. 72).

Für die Trägerlandschaft insgesamt ist die Situation mehr als bedrohlich – die Träger sind schlicht und einfach in ihrer Existenz bedroht. Alle der o.g. Mechanismen wirken für sich alleine schon bedrohlich. Fatal ist aber die Gleichzeitigkeit und das Ineinandergreifen der verschiedenen Aspekte. Dabei ist die Ausprägung des Krisenverlaufs sowohl in einzelnen Trägern als auch in den Arbeitsamtsbezirken sehr unterschiedlich. Es macht aber  aus meiner Sicht keinen Sinn, sich an einer globalen und definitiven Gesamteinschätzung zu versuchen und eine ‚Hierarchie der Grausamkeiten’ aufzustellen, dazu sind die konkreten Auswirkungen zu unterschiedlich. Vielmehr ist es notwendig und zwingend erforderlich, in (möglichst) jedem Arbeitsamtbezirk zu einer spezifischen Einschätzung der Politik des Arbeitsamtes und der konkreten Auswirkungen auf die Träger zu kommen. Zur Zeit ist es nicht möglich vorherzusagen, ob (!) und in welcher Gestalt die Träger Ende 2003 da stehen. 

Für die politische Diskussion geht es darum, die Rücknahme oder zumindest das Aussetzen der  gravierendsten Verschärfungen bzw. Veränderungen der Rahmenbedingungen der SGB III-geförderten Weiterbildung zu erreichen - ohne damit der Weiterbildung einen ‚Persil-Schein’ auszustellen. Denn bestimmte grundlegende Mängel im System der SGB III-geförderten Weiterbildung, die wir gar nicht leugnen (wollen), wurden von den Belegschaften, Betriebsräten, Arbeitsmarktpolitikern und auch Geschäftsführungen von Trägern seit langem explizit benannt.

Aktuell geht es um

· die Rücknahme des Verzichts auf einen Zuschuss aus dem Bundeshaushalt zum Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit,

· eine angemessene finanzielle Ausstattung der BA für einen sinnvollen Einsatz in und die Fortführung der aktiven Arbeitsmarktpolitik,

· die Rücknahme der Vorgabe der prognostizierten Verbleibsquote von 70% als Anerkennungskriterium, faktisch KO-Kriterium,

· die Rücknahme der flächendeckenden Einführung der Bildungsgutscheine (denkbar sind bestenfalls begrenzte Projekte mit sorgfältiger Evaluation bei Maßnahmen für Akademiker),

· die Rücknahme der ‚Bundesweiten Durchschnittskosten’-Tabelle,

· eine Präzisierung und Verschärfung der existierenden Qualitätskriterien um Aspekte der Personalstruktur und sozialen Standards der Beschäftigen in den Trägern (Stichwort Tarifbindung).

Diese Forderungen müssen natürlich ergänzt und argumentativ getragen werden von Begründungen für eine aktive Arbeitsmarktpolitik. Jede Kürzung oder Einschränkung trifft (potentielle) TeilnehmerInnen und Beschäftigte gleichermaßen.

Es geht um den Erhalt der Infrastruktur der SGB III-geförderten Weiterbildung und erst mal um das Erreichen des Haushaltsjahres 2004.

2. überarbeitete Fassung

Hamburg, den 27.3.2003

Roland Kohsiek

PAGE  
7

